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§ 1. Betriebskriminalität als praktisches Problem 

17 

§ 1. Betriebskriminalität als praktisches Problem 

Straftaten gegen Unternehmen haben sich zu einer zunehmenden Herausforde-
rung für Wirtschaft und Gesellschaft entwickelt. Nach der aktuellen Studie von 
PricewaterhouseCoopers waren in den letzten Jahren knapp die Hälfte (49 %) 
aller Unternehmen in Deutschland von Betriebskriminalität1 betroffen.2 Das 
Risiko steigt dabei mit der Größe des Unternehmens deutlich an. Während nur 
44 % der deutschen Unternehmen unter 200 Mitarbeitern über strafbare Vorfälle 
berichteten, waren dies bei Unternehmen mit über 1000 Mitarbeitern bereits 
54 % und bei Großunternehmen mit über 5000 Mitarbeitern 61 %. Nur selten 
bleibt es bei Einzelfällen. Der von PricewaterhouseCoopers ermittelte Durch-
schnitt für die Jahre 2005 bis 2007 lag bei zwölf Delikten pro Unternehmen.3 
Ferner besteht eine hohe Dunkelziffer an Fällen, die erst gar nicht aufgedeckt 
oder wegen fehlender Erfolgsaussichten nicht weiter verfolgt werden und sich 
daher in keinen Statistiken niederschlagen.4  

Bevor nachfolgend die Ursachen und Folgen von Betriebskriminalität beleuchtet 
werden, soll zunächst anhand von fünf Fallbeispielen die Vielfalt potentieller 
Straftaten aufgezeigt werden.  
 
A. Fallbeispiele 

 
 beschäftigt seit dem Jahr 2008 Gerichte, Presse und sogar 

die Politik.5 Das Berliner Arbeitsgericht hatte der Kaisers Tengelmann AG 
Recht gegeben, die einer Kassiererin (Barbara E.)  von den Kollegen 

 nach 31 Dienstjahren fristlos gekündigt hatte, weil sie sich 
                                           
1 werden nachfolgend sämtliche Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

verstanden, die von Arbeitnehmern in Vollzeit-, Teilzeit-, Neben- und Leiharbeitsverhältnissen, ar-
beitnehmerähnlichen Personen sowie leitenden Angestellten und der Unternehmensleitung be-
gan umfasst sind 
hingegen Delikte, deren Täter betriebsfremde Dritte (bspw. Kunden, Lieferanten, Besucher) sind. 

2 PwC, S. 10. Vgl. auch die Zusammenfassung dieser Studie durch Bussmann/Salvenmoser, CCZ 
2008, 192 ff.; Euler Hermes, S. 4, bestätigte diesen Trend mit Betroffenenzahlen in Höhe von 30 % 
allein im Zeitraum August 2007 bis August 2008.  

3 PwC, S. 10. 
4 Laut Euler Hermes, S. 4, vermuten zwei Drittel der Unternehmen unentdeckte Straftaten in ihrem 

Unternehmen. 
5 ArbG Berlin vom 21.8.2008  2 Ca 3632/08, bestätigt durch das LAG Berlin vom 24.2.2009  7 Sa 

2017/08, DB 2009, 625. Diese Urteile wurden von der Politik z.T. stark kritisiert, vgl. nur spiegel-
online vom 26.2.200
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,609982,00.html (zuletzt abgerufen am 
27.4.2009). Laut Presseberichterstattung (Wiemann, -

gel-online vom 25.3.2009, http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,615459,00.html 
(zuletzt abgerufen am 27.4.2009)) hat der Anwalt von Barbara E. am 25.3.2009 Beschwerde beim 
Bundesverfassungsgericht eingelegt. Beim Bundesarbeitsgericht ist eine Nichtzulassungs-
beschwerde anhängig (Az. 3 AZN 224/09). Beide Entscheidungen stehen zur Zeit noch aus.  
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Pfandbons im Wert von 1,30 Euro angeeignet haben soll.6 Ihr wurde vorgewor-
fen, zwei von Kunden vergessene Leergutbons aus dem Kassenbüro entwendet 
und diese für sich selbst eingelöst zu haben. Die Gerichte stützten ihre Urteile 
auf mehrere Zeugenaussagen.7 

 

Im ersten Urteil in der Siemens-Korruptionsaffäre hat der Bundesgerichtshof die 
Verurteilung des ehemaligen Finanzchefs der Siemens-Kraftwerkssparte, 
Andreas K., und des Ingenieurs Horst V. wegen Untreue (§ 266 Abs. 1 StGB) 
zum Nachteil der Siemens AG bestätigt.8  

Beiden wurde vorgeworfen, im Jahr 2000 zwei leitende Angestellte des italie-
nischen Energiekonzerns Enel mit Zahlungen in Millionenhöhe bestochen zu 
haben, um die Vergabe von Aufträgen in Höhe von insgesamt 338 Mio. Euro an 
die Siemens AG zu errei -Zahlungen leisteten K. und V. 

nungswesen unbekannten Konten. Die 
Siemens AG erwirtschaftete aus den beiden Aufträgen insgesamt einen Gewinn 
in Höhe von 103,8 Mio. Euro vor Steuern. Der Bundesgerichtshof sah schon die 

§ 266 
Abs. 1 StGB) zum Nachteil der Siemens AG an. Bereits wenn den zuständigen 
Organen die Zugriffsmöglichkeit auf Unternehmensvermögen genommen 
werde, entziehe dies dem Unternehmen Vermögen. Es sei unmaßgeblich, ob die 
Angeklagten die Gelder zu Gunsten des Unternehmens haben einsetzen wollen.  

 

von 400.000 DM zwar eingestellt,9 die Adam Opel GmbH und die General 
Motors Corporation (GM) beschuldigten I. López und Angehörige seines Mitar-
beiterstabes aber eines der vermutlich größten Fälle von Industriespionage in der 
Wirtschaftsgeschichte.10  

                                           
6 ArbG Berlin vom 21.8.2008  2 Ca 3632/08, bestätigt durch das LAG Berlin vom 24.2.2009  7 Sa 

2017/08, DB 2009, 625.  
7 LAG Berlin vom 24.2.2009  7 Sa 2017/08, DB 2009, 625. 
8 BGH vom 29.08.2008  2 StR 587/07, NJW 2009, 89 mit Anm. Knierim, CCZ 2009, 38 ff. und 

Wybitul, BB 2009, 111 f.  
9 Leber

http://www.tagesspiegel.de/zeitung/Fragen-des-Tages;art693,2278951 (zuletzt abgerufen am 
22.4.2009). 

10 
Internet abrufbar unter http://www.focus.de/magazin/archiv/industriespionage-lopez-erneut-im-
verdacht_aid_143401.html, und von Blüthmann -Affäre steht vor einem neuen Höhe-
punkt: In Deutschland droht eine Anklage wegen Industriespionage, Die Zeit vom 15.11.1996, 
heute im Internet unter http://www.zeit.de/1996/47/vw.txt.19961115.xml (jeweils zuletzt abgerufen 
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I. López war seit Mai 1992 bei GM Vizepräsident mit Zuständigkeit für den 
weltweiten Einkauf. Parallel hierzu unterhielt er Kontakt zu dem damaligen 
VW-Vorstandsvorsitzenden Ferdinand Piëch. Im Januar 1993 wechselte 
I. López zur Volkswagen AG und wurde schließlich im März 1993 in den VW-
Vorstand berufen. In unmittelbarer Folge verließen auch die engsten Mitarbeiter 
des López-Stabes GM/Opel und wechselten zur Volkswagen AG.11 I. López 
wurde vorgeworfen, umfangreiches Datenmaterial seines ehemaligen Arbeitge-
bers nach Wolfsburg überführt zu haben. Nach Strafanzeigen von GM/Opel lei-
tete die Staatsanwaltschaft Darmstadt gegen I. Lopez und fünf seiner engsten 
Mitarbeiter Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts des Geheimnisverrats 
nach § 17 UWG und des Verdachts der Untreue nach § 266 StGB ein. Auf 
Drängen von Ferdinand Piëch trat I. López 1996 zurück.  

 

Die Krankenschwester Irene B. wurde vom Landgericht Berlin wegen fünf Tö-
tungsdelikten zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt.12 Irene B. arbeitete auf 
der kardiologischen Intensivstation des Berliner Universitätsklinikums 

kranke Patienten. Auf-
grund einer narzißtischen Persönlichkeitsstörung neigte sie zu Selbstbezogenheit 
und überhöhten Selbstwertideen. Zwischen Juni 2005 und Oktober 2006 be-
trachtete sie das Dasein fünf ihrer im Sterben liegender Patienten als nicht mehr 
lebenswert und fühlte sich dazu berufen, für sie die Entscheidung zu treffen, de-
ren Leben zu beenden. Hierzu spritzte sie den Patienten in Kenntnis der auf-
grund der Vorerkrankungen tödlichen Wirkungen blutdrucksenkende Medika-
mente. Durch den starken Blutdruckabfall trat bei jedem der fünf Patienten der 
Tod früher ein, als dies ohne das Eingreifen von Irene B. geschehen wäre. We-
der von den Patienten noch von deren Angehörigen war Irene B. um Sterbehilfe 
gebeten worden. 

 

Einem Personalleiter wurde außerordentlich, hilfsweise ordentlich gekündigt, 
weil er eine Eintrittskarte von nicht nur unerheblichem Wert für ein Fußballspiel 
als Geschenk angenommen hatte. Das Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz gab 

                                                                                                                                    

am 22.4.2009). Zur zivilrechtlichen Seite des Falles, vgl. OLG Frankfurt vom 16.12.1993  6 U 
190/93, NJW-RR 1994, 627 sowie Schrader, DB 1994, 2221. 

11 Siehe dazu dann das LG Frankfurt a. M. vom 2.2.1994  2/6 O 298/93, ZIP 1994, 209. 
12 BGH vom 3.4.2008  5 StR 525/07, ZfL 2008, 58. Die Schwurgerichtskammer des Landgerichts 

Berlin hat Irene B. wegen Mordes in fünf Fällen verurteilt, LG Berlin vom 29.6.2007  522 Kls 
1/07, n.v. Der Bundesgerichtshof hat die Revision überwiegend verworfen, den Schuldspruch aber 
dahingehend geändert, dass Irene B. wegen Mordes in drei Fällen sowie wegen Totschlags in zwei 
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dem beklagten Unternehmen Recht und sah die Kündigung wegen Annahme 
von Vorteilen als gerechtfertigt an.13  

Der seit 1991 bei dem Unternehmen angestellte Personalleiter vergab u. a. Auf-
träge an Personalvermittlungen. Von einer Personalvermittlung, mit der das 
Unternehmen in vertraglichem Kontakt stand, nahm er eine VIP-Eintrittskarte 
(Wert über 100 Euro) für ein Fußballbundesligaspiel an. Das angerufene Gericht 
sah darin einen Verstoß gegen das Verbot der Bestechlichkeit im geschäftlichen 
Verkehr (§ 299 Abs. 1 StGB). Sofern man als Arbeitnehmer bei der Erfüllung 
seiner vertraglichen Aufgaben Vorteile annehme, die dazu bestimmt oder geeig-
net seien, den Arbeitnehmer in seinem Verhalten zugunsten Dritter zu beeinflus-

der Arbeitgeber tatsächlich geschädigt wurde. Ausreichend sei, dass durch den 
Vorteil die Gefahr bestehe, dass der Arbeitnehmer nicht alleine die Interessen 
des Geschäftsherrn wahrnehme.  
 
B. Ursachen 

Die Einflussfaktoren für Straftaten im Betrieb sind vielfältig. Laut der Umfrage 
von PricewaterhouseCoopers begründeten fast 20 % der Befragten Straftaten im 
Betrieb mit einer zu hohen Anonymität unter den Unternehmensangehörigen. 
Angegeben wurden aber auch berufliche Enttäuschung, mangelnde Überein-
stimmung mit den Unternehmenszielen und zu hoher Druck durch Zielvor-
gaben.14 

Tatsächlich sind es immer wieder drei Schlüsselfaktoren, die in ihrem Zusam-
menwirken Straftaten im Betrieb begünstigen. Diese werden in der wissen-

15-Dreieck dargestellt:16  

  

                                           
13 LAG Rheinland-Pfalz vom 16.01.2009  9 Sa 572/08, n. v., abrufbar in juris. 
14 PwC, S. 40. 
15  
16 Dieses Modell wurde von Donald R. Cressey (US-amerikanischer Soziologe und Kriminologe, 

1919-1987) entwickelt, dazu Cressey, Criminal organization: Its elementary forms, 1972 und 
Bantleon/Thomann, DStR 2006, 1714 (1715). 
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Die drei Ecken veranschaulichen die Schlüsselfaktoren: die Gelegenheit für den 
Täter, sein Bedürfnis bzw. seine Motivation für das Durchführen krimineller 
Handlungen sowie seine innere Rechtfertigung für das konkrete Handeln.17  

 B. die Schwächen im Internen Kontrollsystem, 
das Wissen von Beispielsfällen strafbarer, aber folgenloser Handlungen anderer 
oder das Wissen, dass die Täterperson hohes Vertrauen des Arbeitgebers genießt 
und daher strafbare Handlungen mögli -

Tatdurchführung benötigt werden und die er allein über seine innerbetriebliche 
Funktion erlangt hat.  

Anders als in den Studien von Cressey 
Straftat im Betrieb zu begehen, in jüngerer Zeit aufgrund der sozialen 
Sicherungssysteme nicht mehr schwerpunktmäßig in einer persönlichen finan-
ziellen Notlage. Eher sind die aus dem Mitarbeiter-Arbeitgeber-Verhältnis re-
sultierenden Motivlagen relevant: z. B. eine als ungerecht empfundene Vergü-
tungs- oder Beförderungspraxis, Überarbeitung, fehlende, auch immaterielle 
Anerkennung, Mobbing, die zunehmende Internationalisierung und Vernetzung 
der Wirtschaft und die damit einhergehenden neuen technischen Möglichkeiten, 
eine Entfremdung der Mitarbeiter, aber auch das Streben nach Erhalt oder Stei-
gerung der eigenen Position im Unternehmen bzw. des eigenen gesellschaftli-
chen Status.18  

Da sich ein (Erst-)Täter regelmäßig nicht als Krimineller betrachtet, muss er die 
Tat im letzten Schritt vor ihrer Begehung sich selbst gegenüber rechtfertigen 

                                           
17 Durch Befragungen von verurteilten Straftätern fand Cressey heraus, dass den Tätern ein unlös-

bares  oftmals finanzielles  Problem (Need), eine unauffällige Tatgelegenheit (Opportunity) und 
eine schon im Vorfeld mögliche Rechtfertigung des eigenen (Fehl-)Verhaltens (Rationalization) die 
Tatbegehung ermöglichte. Vgl. Cressey, Other People's Money, 1953, zit. nach Wells, S. 13. 

18 Euler Hermes, S. 9; PwC, S. 39 f. 

Betrugs- 

Dreieck 

Anreiz/Druck 

Gelegenheit (Innere) Rechtfertigung  
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rechtschaffenes Mitglied der Gesellschaft aufrechterhalten. Klassische innere 
Rechtfertigungsgründe stammen aus der subjektiven Einschätzung der Lage, 

-
-

gebers als aus  

Nicht zuletzt macht auch die weltweite Wirtschaftskrise immer mehr Mitarbeiter 
zu Straftätern im Betrieb.19 Hier erstarkt die persönliche wirtschaftliche Notlage 
wieder. Besonders anfällig, Straftaten im Betrieb zu begehen, können Menschen 
sein, die Angst um ihren Arbeitsplatz haben. Doch auch Vertriebler, die trotz 
Wirtschaftskrise gleichbleibend hohe Absatzziele erfüllen müssen, können an-
fällig für Korruptionsdelikte werden.  
 
C. Folgen 

Die schwerwiegenden Folgen von Straftaten im Betrieb20 werden besonders in 
der Höhe der registrierten Schäden deutlich. Laut einer aktuellen Studie von 
PricewaterhouseCoopers beläuft sich der finanzielle Gesamtschaden, der deut-
schen Unternehmen durch kriminelles Handeln 2005 bis 2007 entstand, auf gut 
sechs Milliarden Euro.21 Nicht berücksichtigt sind dabei die finanziellen 
Auswirkungen unentdeckter Straftaten. Außerdem erfasste die Studie nur die 
Schäden von Wirtschaftsdelikten im Unternehmen. Der Schadensumfang in 
seiner Gesamtheit ist kaum schätzbar und dürfte einen noch deutlich höheren 
Wert erreichen. Hohe finanzielle Schäden drohen ferner durch Auftragssperren 
und Auftragsverluste in
mögliche börsenrechtliche Maßnahmen vor allem durch die US-amerikanische 
Börsenaufsicht Securities and Exchange Commission (SEC).22 

Doch neben den finanziellen Schäden droht den betroffenen Unternehmen häu-
fig ein ggfs. irreparabler und damit viel weitreichenderer Imageschaden.23 Zu-
dem achten immer mehr Kunden bei der Produktwahl auf den Ruf des Unter-

                                           
19 So eine Studie der Association of Certified Fraud Examiners (ACFE), dazu: Shinde,Krisenangst 

macht aus Mitarbeitern Kriminelle, Handelsblatt vom 21.4.2009, im Internet unter 
http://www.handelsblatt.com/unternehmen/strategie/krisen-angst-macht-aus-mitarbeitern-krimi-
nelle;2247267 (zuletzt abgerufen am 23.4.2009). 

20 -
 Abgrenzung voneinander 

sind für die nachfolgenden Ausführungen nicht von Bedeutung, so dass hier darauf verzichtet wird. 
Im Einzelnen dazu Schaub/Vogelsang, § 18 m. w. N. 

21 In diesen Kosten sind Managementkosten (ca. 1,75 Milliarden Euro) enthalten, d. h. Kosten, die 
durch das Management der entdeckten Straftaten im Betrieb entstanden sind (z. B. Prozesskosten, 
Ausgaben für Untersuchungen, Stakeholdermanagement usw.). Die Verluste von Privatpersonen 
sind nicht erfasst. Bussmann/Salvenmoser, CCZ 2008, 192 f. 

22 Kolbe, NZA 2009, 228 (229); Müller-Bonanni/Sagan, BB Beilage 2008, Nr. 005, S. 28 (29). 
23 

E.ON, Infineon u. a., wie allein das Bekanntwerden eines Ermittlungsverfahrens gegen einen Mit-
arbeiter mit schweren Rufschäden für das betroffene Unternehmen einhergeht. 
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nehmens.24 Ein Reputationsverlust kann schließlich sogar zu einem Motivations-
rückgang bei den eigenen Mitarbeitern führen und sich negativ auf die Rekrutie-
rung neuer Mitarbeiter auswirken. 
 
D. Zielstellung  

Straftaten in Betrieben können nicht vollständig verhindert werden. Es können 
jedoch wirksame präventive Maßnahmen in Betrieben ergriffen werden, um die 
Anzahl von Straftaten einzugrenzen. Problematisch ist dabei, dass kaum jemand 
alle gesetzlichen Verbote kennt, die ein Fehlverhalten von Belegschaft und 
Unternehmensleitung mit Freiheits- oder Geldstrafe bzw. Bußgeld sanktio-
nieren. Oft wird sogar bewusst gegen das Gesetz verstoßen, um Vorteile zu er-
langen. Diese beiden Missstände aufzu
Darunter ist die Gesamtheit aller vorbeugenden Maßnahmen im Unternehmen 
zu verstehen, um das rechtmäßige Verhalten der Organmitglieder und der Be-
schäftigten zu gewährleisten.25  ist nicht darauf beschränkt, 
Mittel zur Risikoabwehr zu sein, sondern eignet sich auch zum offensiv vorge-
tragenen Marketinginstrument. Jüngere Studien gehen sogar davon aus, dass sie 
bei börsennotierten Unternehmen zu Kurssteigerungen führen kann.26 

Wenn jedoch der Verdacht einer Straftat besteht, stellt sich weiter die Frage, 
welche betriebsinternen Ermittlungsmaßnahmen ergriffen werden können. Der 

27 
bekannt gemacht, der Maßnahmen zur innerbetrieblichen Straftatermittlung 
erfasst.28 Betriebsinterne Ermittlungen können  zumindest am Anfang  diskret 
ablaufen, wodurch Rücksicht auf den Ruf eines Verdächtigen innerhalb des Be-
triebs genommen werden kann. Des Weiteren ist bei privaten Ermittlungen das 
Legalitätsprinzip nicht zu beachten, so dass insbesondere bei Straftaten mit 

                                           
24 Triskatis, S. 26. 
25 So Maschmann, AuA 2009, 72. In diesem Zusammenhang werden in der Rechtsliteratur auch Be-

-  
26 Zu diesem Ergebnis kommen Studien von Drobetz/Schillhofer/Zimmermann, ZfB 2004, 5 ff., und 

Zimmermann/Goncharov/Werner, 2004, abrufbar unter http://labu.fb7.uni-
bremen.de/html/bdb_25.html (zuletzt abgerufen am 22.1.2009), siehe dazu auch 
Weber/Lenfer/Köster, ZCG 2007, 53 ff. 

27 BGH vom 29.08.2008  2 StR 587/07, NJW 2009, 89 mit Anm. Knierim CCZ 2009, 38 ff. und 
Wybitul, BB 2009, 111 f. 

28 sanwaltliche Verfahren angelehnte 
Ermittlungen zu verstehen, die zumeist von externen Anwälten vorgenommen werden. Das Ver-
fahren läuft fast ausnahmslos unbemerkt von der Öffentlichkeit ab. Zur Wahrheitsfindung werden 
dabei Interviews mit Verdächtigen und Zeugen geführt, Dokumente gesichtet und Daten erhoben. 
Bei der Einzelbetrachtung wird im F -
nehmens-
interner Mitarbeiter ausgegangen. Wagner (Jens), CCZ 2009, 8. Der Begriff taucht jedoch bereits 
im Beitrag zu unabhängigen internen Untersuchungen im Unternehmen von v. Hehn/Hartung, DB 
2006, 1909 auf. 
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Auslandsbezug ein unbürokratisches und schnelles Vorgehen möglich ist.29 
Überdies begründen Wirtschaftsunternehmen private Ermittlungsmaßnahmen 
auch damit, dass sie in erster Linie an einer Wiederbeschaffung des Diebesgutes 
und nur sekundär an der Bestrafung des Täters interessiert sind.30 Schließlich 
spielt auch die Geheimhaltung zur Vermeidung negativer Presseberichterstat-
tung eine entscheidende Rolle.  

                                           
29 Die staatlichen Ermittlungsbehörden müssen den Organisationsweg der internationalen Rechtshilfe 

in Strafsachen beschreiten, wollen sie sicherstellen, dass alle erlangten Erkenntnisse gerichtsver-
wertbar sind; dazu Nagel m. w. N. 

30 Fischer, S. 41; Neumann, S. 87. 
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